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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Abelein, Dr. Marx, 

Dr. Dregger, Baron von Wrangel, Böhm (Melsungen), Dr. Mennig, Lintner, 

Graf Huyn, Schmöie, Straßmeir, Würzbach, Niegei, Dr. Kunz (Weiden), Röhner, 
Jäger (Wangen) und der Fraktion der CDU/CSU 

— Drucksache 8/3327 — 


Verstärkung und Ausbau der institutionen der Vereinten 
Nationen zum Schutz der Menschenrechte 


Beschlußempfehiung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Abgeordneten Dr. Abelein, Dr. Marx, Dr. Dregger, Baron von. 
Wrangel, Böhm (Melsungen), Dr. Hennig, Lintner, Graf Huyn, Schmöie, Straßmeir, 
Würzbach, Niegel, Dr. Kunz (Weiden), Röhner, Jäger (Wangen) und der Frak- 
tion der CDU/CSU betr. Verstärkung und Ausbau der Institutionen der Vereinten 
Nationen zum Schutz der Menschenrechte — Drucksache 8/3327 — in folgender 
Fassung anzunehmen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt mit Bedauern fest, daß die Menschenrechte 
— seien es die bürgerlichen und politischen oder die sozialen, wirtschaft- 
lichen und kulturellen Rechte — noch immer nicht weltweit verwirklicht 
sind. 

Für die Bundesrepublik Deutschland bleibt es ein wesentliches Ziel, die 
Menschenrechte für alle Deutschen zu verwirklichen. 

Der Deutsche Bundestag bekräftigt, daß die Verwirklichung der Menschen- 
rechte eine universelle Aufgabe ist. Die internationale Gemeinschaft kann 
daher die Menschenrechte nicht nur der innerstaatlichen Verantwortung 
überlassen. 
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Der Deutsche Bundestag ermutigt die Vereinten Nationen, anknüpfend an 
die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 1948 und die beiden 
internationalen Pakte von 1966 weitere Schritte zu einem verbesserten Schutz 
der Menschenrechte zu unternehmen. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, ihre wiederholt 
unterbreiteten Vorschläge zur Stärkung und zum Ausbau der Institutionen 
der Vereinten Nationen zum Schutz der Menschenrechte zu konkretisieren 
und tatkräftig für ihre praktische Verwirklichung zu arbeiten. 

Insbesondere wird die Bundesregierung aufgefordert, konkrete Initiativen 
für die Einsetzung eines Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für 
Menschenrechte Und die Schaffung eines Menschenrechtsgerichtshofes der 
Vereinten Nationen zu ergreifen. 

Die Bundesregierung sollte ferner, sobald ausreichende Erfahrungen mit der 
Spruchpraxis des UN-Menschenrechtsausschusses vorliegen, über diese Be- 
richt erstatten und dann dementsprechend zu der Möglichkeit der Zulassung 
der Individualbeschwerde Stellung nehmen. Die Bundesregierung möge sich 
ferner dafür einsetzen, daß die Arbeitsmöglichkeiten des Menschenrechts- 
ausschusses der Vereinten Nationen verbessert werden und das Sekretariat 
des Ausschusses personell verstärkt wird. 


Bonn, den 19. Juni 1980 


Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Schröder (Düsseldorf) Frau Renger 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Frau Renger 


Der Antrag — Drucksache 8/3327 — ist in der 128. 
Sitzung des Deutschen Bundestages dem Auswärti- 
gen Ausschuß zur Federführung, dem Ausschuß für 
innerdeutsche Beziehungen und dem Rechtsausschuß 
zur Mitberatung überwiesen worden. 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU zielt auf eine 
Willensäußerung des Deutschen Bundestages dahin 
gehend, die Möglichkeiten der Vereinten Nationen 
zum Schutz der Menschenrechte zu verstärken. 

Da das hier zum Ausdruck gebrachte Anliegen 
grundsätzlich von allen Fraktionen des Deutschen 
Bundestages unterstützt wird, wurde zunächst im 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen der Ver- 
such unternommen, den Antrag so zu formulieren, 
daß er die Zustimmung aller Fraktionen finden konn- 
te. Die so erarbeitete Fassung brachte verschiedene 
Streichungen und Ergänzungen, die das ursprüng- 
liche Anliegen der Antragsteller nicht beeinträch- 
tigen, vielmehr der Konzentration, der Verdeutli- 
chung und der Konkretisierung dienen. 

Hier ist insbesondere zu erwähnen die Aufforderung 
an die Bundesregierung, für die Schaffung eines 
Menschenrechtsgerichtshofes der Vereinten Natio- 
nen und die Einsetzung eines Hohen Kommissars der 
Vereinten Nationen für Menschenrechte initiativ zu 


werden. Sie wird weiterhin gebeten, die Möglichkeit 
der Zulassung der Individualbeschwerde zu prüfen 
und für die Verbesserung der Arbeitsmöglichkeiten 
des Menschenrechtsausschusses der Vereinten Na- 
tionen einzutreten. 

Die so gefundene neue Fassung wurde vom Aus- 
schuß für innerdeutsche Beziehungen einstimmig an- 
genommen und dem Auswärtigen Ausschuß als Emp- 
fehlung zugeleitet. 

Der Rechtsausschuß empfahl eine Änderung der 
Formulierung betreffend Zulassung der Individual- 
beschwerde, trat im übrigen jedoch der Empfehlung 
des Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen ein- 
stimmig bei. 

Der Auswärtige Ausschuß hat in seiner 76. Sitzung 
am 18. Juni 1980 die Vorlage anhand der Emp- 
fehlungen der mitberatenden Ausschüsse beraten. 
Dabei wurden diese Empfehlungen von allen Frak- 
tionen im Ausschuß gebilligt. Es kam zu dem ein- 
stimmigen Beschluß, dem Deutschen Bundestag die 
Annahme des Antrags in der vom Ausschuß für in- 
nerdeutsche Beziehungen erarbeiteten Fassung unter 
Einbeziehung der vom Rechtsausschuß vorgeschla- 
genen Formulierungen — bei einigen, den sachli- 
chen Inhalt nicht berührenden Änderungen — zu 
empfehlen. 


Bonn, den 19. Juni 1980 

Frau Renger 

Berichterstatterin 
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